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PrGS Preußische Gesetzessammlung
PStS Parlamentarischer Staatssekretär/Parlamentarische Staatssekretärin
R&P Recht & Psychiatrie
RAnz. Deutscher Reichsanzeiger
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v. vom
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VersG Versammlungsgesetz
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WaffG Waffengesetz
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WaffRÄG Waffenrechtänderungsgesetz
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z.B. zum Beispiel
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Einleitung

Als das Waffengesetz Anfang der 1970er Jahre verabschiedet wurde, stand die 
Bundesrepublik Deutschland an einem Übergang von einer Mangelgesellschaft zu 
einer Risikogesellschaft. Im Vollzug dieses Übergangs kam es zu einem Gesell
schaftswandel, der aus den bisherigen Kategorien und Bahnen des Denkens und 
Handels hinausführte.1 Die Gesellschaft begann, sich mit neuen, komplexen Risiken 
auseinanderzusetzen, die mit technologischen Entwicklungen, Umweltfragen und 
anderen Aspekten der modernen Gesellschaft verbunden waren. An die Stelle der 
Beseitigung des Mangels trat die Beseitigung des Risikos. Im Gegensatz zu der 
fassbaren Evidenz von (fehlenden) Verteilungsgütern haftet Risiken jedoch immer 
etwas Irreales an. In Bezug auf Waffen wird die von ihnen ausgehende Gefähr
lichkeit bei Amoktaten und terroristischen Anschlägen real, dennoch liegt die ei
gentliche soziale Wucht des Risikoarguments in projizierten Gefährdungen der 
Zukunft. Daher liegt das Zentrum des Risikobewusstseins nicht in der Gegenwart, 
sondern in der Zukunft und damit in etwas Nichtexistentem, Konstruiertem, Fikti
vem.2 Angst dominiert das Handeln in der Risikogesellschaft. German Angst. Der 
Ausstieg aus der Atomenergie nach der Nuklearkatastrophe von Fukushima oder die 
freiheitsbeschränkenden Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie ste
hen exemplarisch für die Neigung der Deutschen, jedes noch so fern liegende Risiko 
maximal minimieren zu wollen. Diese Irrationalität kulminierte Ende 2024 in der 
Änderung des Hessischen Polizeigesetzes, nach dessen neu eingefügtem Absatz 7 in 
§ 1 HSOG3 im Rahmen der Gefahrenabwehr auch der „Stärkung des Sicherheits
gefühls der Bevölkerung“ besondere Bedeutung zukommt.

Wurde Sicherheit in den siebziger Jahren noch als antagonistisches Ziel zu den 
Freiheitsrechten aufgefasst, zeichnete sich das darauffolgende Jahrzehnt durch die 
Debatte um ein „Grundrecht auf Sicherheit“4 aus. Dem vorausgegangen war das 
erste Abtreibungsurteil des Bundesverfassungsgerichts, das aus Art. 2 Abs. 2 
i.V. m. Art. 1 Abs. 1 S. 2 GG eine umfassende Pflicht des Staates entwickelt hatte, 

1 Beck, Risikogesellschaft, 21. Aufl. 2012, S. 27.
2 Vgl. Beck, Risikogesellschaft, 21. Aufl. 2012, S. 44.
3 Gem. Art. 1 Nr. 1a des Gesetzes zur Stärkung der Inneren Sicherheit in Hessen vom 

13. 12. 2024, GVBl. Nr. 83, für die Gesetzesbegründung vgl. LT-Drs. 21/1448, S. 6.
4 Grundlegend Isensee, in: Depenheuer, Staat und Verfassung, 2018, S. 209; vertiefend 

Möstl, Die staatliche Garantie für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 2002, S. 84 ff.; 
ablehnend: Denninger, Der gebändigte Leviathan, 1990, S. 33, 47, 377; H. Meier, Merkur 
2003, 174, 176; Gusy, VVDStRL, 63 (2004), 151, 169; differenzierend Thiel, Die Entgren
zung der Gefahrenabwehr, 2012, S. 154 ff.



sich fördernd und schützend vor das Leben zu stellen.5 Damit wurde Sicherheit zur 
Staatsaufgabe erklärt. Diese grundrechtstheoretische Konstruktion ermöglichte es, 
ein mit den individuellen Freiheitsrechten gleichrangiges Grundrecht in eine 
Rechtsgüterabwägung einzustellen. Grundrechtseingriffe konnten nun nicht mehr 
nur mit kollidierenden Freiheitsrechten gerechtfertigt werden, sondern auch über 
eine grundrechtliche Schutzdimension, die sich von den individuellen Freiheits
rechten entfernte und die Eingriffsbefugnisse des Staates erweiterte. Der Staat hatte 
nun eine aus den Grundrechten abgeleitete Pflicht, das Rechtsgut „Leben“ zu 
schützen. Dadurch verwandelten sich die Grundrechte von individuellen Abwehr
rechten in kollektive Leistungspflichten, die durch objektiv-rechtliche Funktionen 
ergänzt wurden.6

Das Bundesverfassungsgericht machte die Schutzpflicht des Staates im soge
nannten Kontaktsperre-Beschluss7 später auch für das Gefahrenabwehrrecht 
fruchtbar. Nach dessen Auffassung ist die innere Sicherheit ein fundamentales, 
verfassungsrechtlich anerkanntes Staatsziel: „Die Sicherheit des Staates als ver
faßter Friedens- und Ordnungsmacht und die von ihm zu gewährleistende Sicherheit 
seiner Bevölkerung sind Verfassungswerte, die mit anderen im gleichen Rang ste
hen und unverzichtbar sind, weil die Institution Staat von ihnen die eigentliche und 
letzte Rechtfertigung herleitet.“8 Diese Entwicklung der Schutzpflichten ist für die 
Rechtfertigung von freiheitsbeschränkenden Gefahrenabwehrmaßnahmen von 
zentraler Bedeutung. Denn bei einer Rechtsgüterabwägung mit kollektiven, auf den 
Schutz des Lebens zurückführbaren Schutzpflichten drohen individuelle Freiheits
rechte zu unterliegen und führen so zu einem prinzipiellen Ungleichgewicht.9 Im 
Waffenrecht stehen sich bei einer Abwägung zwei ungleiche Güter gegenüber. Auf 
der einen Seite steht das subjektive Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 
und auf der anderen Seite der Schutz der Bevölkerung vor bewaffneten Angriffen 
als objektiver Belang. Damit steht das Freiheitsrecht einem rechtlich nicht mehr 
begründungsbedürftigen Belang gegenüber, da der rechtfertigende Zweck, nämlich 

5 BVerfG, Urt. v. 25. 2. 1975 – 1 BvF 1/74 (= BVerfGE 39, 1), juris Rn. 153; zur Schutz
pflicht vor Missbrauchsgefahren, die vom Umgang mit Schusswaffen ausgehen, vgl. BVerfG, 
Beschl. v. 1. 4.2003 – 1 BvR 539/03 (= BVerfGK 1, 95), juris Rn. 13.

6 Lepsius, Leviathan 2004, 64, 84.
7 In dem Verfahren wandten sich mehrere Mitglieder der Roten Armee Fraktion (RAF) und 

ihre Verteidiger u. a. gegen die von den zuständigen Justizministerien verhängten Kontakt
sperren, die sämtliche Kommunikation der inhaftierten Beschwerdeführer untereinander und 
mit der Außenwelt einschließlich ihrer Verteidiger verbot. Teilweise wird auch die Entschei
dung im hiergegen gerichteten Eilverfahren als „Kontaktsperre-Beschluss“ bezeichnet, vgl. 
BVerfG, Beschl. v. 4.10. 1977 – 2 BvQ 8/77 (= BVerfGE 46, 1), juris (Eilverfahren); Beschl. 
v. 1. 8.1978 – 2 BvR 1013/77 (= BVerfGE 49, 24), juris (Hauptsacheverfahren).

8 BVerfG, Beschl. v. 1. 8. 1978 – 2 BvR 1013/77 (= BVerfGE 49, 24), juris Rn. 107, 
wörtliches Zitat des BVerwG, Urt. v. 7.10. 1975 – 1 C 46/69 (= BVerwGE 49, 202), juris 
Rn. 43.

9 Lepsius, Leviathan 2004, 64, 85; Di Fabio, Risikoentscheidungen im Rechtsstaat, 1994, 
S. 40; Gusy, VVDStRL, 63 (2004), 151, 176.
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die von Waffen ausgehende Gefahren, rein faktisch begründet wird. Der Abwä
gungsaspekt „Sicherheit“ hat sich trotz seiner normativen Begründbarkeit ins Tat
sächliche verselbständigt und ist damit einer Rechtsgüterabwägung nicht mehr zu
gänglich. Wenn Sicherheitszwecke nicht mehr einer verfassungsrechtlichen Recht
fertigung unterworfen sind, sondern als selbstverständlicher faktischer Belang in die 
Abwägung eingestellt werden, funktionieren die tradierten verfassungsrechtlichen 
Abwägungsmaßstäbe nicht mehr, weil sich Fakten nicht abwägen lassen.10

Seit dem Kreuzbergurteil des Preußischen Oberverwaltungsgerichts11 markierten 
„Gefahr“ und „Störer“ die zentralen Elemente eines auf Gefahrenabwehr be
schränkten Rechtsstaats, der bereit war, das schädigende Ereignis bis kurz vor 
dessen Eintritt abzuwarten. Um der Freiheit willen nahm man in Kauf, den letzten 
Zeitpunkt für eine rechtzeitige Abwehr im Zweifel zu verpassen. Der moderne 
Präventionsstaat12 nimmt solche Risiken nicht mehr hin, sondern will gefahren
trächtige Geschehensabläufe bereits im Vorfeld unterbinden. An die Stelle der Ge
fahr tritt der Gefährder. Statt der Prognose eines objektiven Kausalverlaufs avan
ciert die Person selbst zum Bezugspunkt der sicherheitsrechtlichen Risikovorsor
ge.13 Die „Nichtgefährlichkeit“ des Bürgers ist dann nicht mehr eine selbstver
ständlich akzeptierte Normalität, sondern eine Ausnahme, deren Vorliegen der 
Bürger jederzeit darlegen und beweisen muss.14 Wegweisend für diese Sicht auf die 
Sicherheitslage waren die Terroranschläge des 11. September 2001, anlässlich derer 
in den westlichen Demokratien eine öffentliche Debatte über das Verhältnis von 
Freiheit und Sicherheit entbrannte.15

10 Lepsius, Leviathan 2004, 64, 86.
11 PrOVG, Urt. v. 14. 6. 1882 – Az. unbek., PrOVGE 9, 353.
12 Zum Begriff vgl. Denninger, KJ 1988, 1, 10 ff.; abgedruckt in ders., Der gebändigte 

Leviathan, 1990, S. 33 ff.
13 Barczak, KrimJ 2020, 97.
14 Denninger, in: Lisken/Denninger, PolR-HdB, 6. Aufl. 2018, Kap. D Rn. 8; Gusy, 

VVDStRL, 63 (2004), 151, 161.
15 Thiel, Die Entgrenzung der Gefahrenabwehr, 2012, S. 137.
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